
Einwurf. Unis nicken die als alternativlos
dargestellte Corona-Politik der Regierung ab.
Kritische Geister werden angefeindet.

Umkämpfte
Wissenschaft

VON ANDREA KOMLOSY

Im Wintersemester 2021/22
sorgte die Ringvorlesung „Co-
rona – eine transdisziplinäre

Herausforderung“ für Vorwürfe
und Anfeindungen gegen die Re-
ferenten und gegen mich als Or-
ganisatorin. Hinzu kamen distan-
zierende Stellungnahmen seitens
studentischer Vertretungen, so-
zialer Medien und der Universi-
tätsinstitute, insbesondere des In-
stituts für Wirtschafts- und Sozial-
geschichte, dem ich seit fast
30 Jahren angehöre. Da die Uni-
versitätsleitung zur Lehrfreiheit
stand, konnte die Veranstaltung
trotz allem abgehalten werden.

Die fast 1200 Anmeldungen
zeugen von regem Interesse und
dem Bedürfnis, die Pandemie
und die ergriffenen Maßnahmen
jenseits des medizinisch-virologi-
schen Blicks zu erörtern. Die Vor-
lesung, die in Kooperation mit
Boku und TU Wien stattfand, ver-
einte ein breites Spektrum von
Disziplinen und Einschätzungen
zur Gefährlichkeit des Virus so-
wie zur Sinnhaftigkeit der Maß-
nahmen. Die Themen reichten
von Gesundheit über Wissen-
schaftstheorie und Medienkom-
munikation bis zur Pandemie als
Faktor im globalen sozioökono-
mischen Wandel. Sämtliche Refe-
renten sind Experten. Die Stim-
men, die der Corona-Politik der
Regierung kritisch gegenüberste-
hen und daher in Beratungsgre-
mien und Medien nicht zu Wort
kommen, überwogen.

Der Umgang mit der Pande-
mie ist ein umstrittenes Thema.
Umso mehr sollten verschiedene
Expertisen dazu miteinander ins
Gespräch kommen. Das Gegen-
teil trat mit der als alternativlos
dargestellten Verordnungspolitik
der Regierung ein. Medien tragen
sie mit, Universitäten nicken sie
ab. Während Lockdowns, Kon-
taktverfolgungen und Zugangs-
kontrollen Big Pharma, Online-
Handel, IT, künstliche Intelligenz
und Überwachung als Zukunfts-
branchen einer digitalen Epoche
positionieren, wird die wissen-
schaftliche Debattenkultur ausge-
setzt. Wissenschaft erstarrt zur an-
geblich allgemeingültigen Wahr-
heit, der man nicht widerspre-
chen darf, ohne der „Verschwö-
rung“ oder Wissenschaftsleug-
nung“ bezichtigt zu werden.

Die Skandalisierung der Vor-
tragenden schnitt jede Auseinan-
dersetzung mit Argumenten ab.
Stattdessen operierten die Wahr-
heitshüter mit Kontaktschuldvor-
würfen und unterstellten Referen-
ten sozialdarwinistisches oder
rechtes Gedankengut. Selbst die
Antisemitismus-Keule wurde ge-
schwungen: Die HochschülerIn-
nenschaft bezichtigte mich auf-
grund eines „Spektrum“-Beitrags
von 2002, in dem ich israelische
Übergriffe im besetzten Palästina
behandelte, des „Antisemitis-
mus“. Statt Widerspruch und Kri-
tikfähigkeit wird bedingungslose
Loyalität mit der gerade vorherr-
schenden, zum „Stand der Wis-
senschaft“ erklärten Corona-Posi-
tion der Regierung eingefordert.

Beunruhigende Entwicklung
Besonders beunruhigend er-
scheint, dass sich Akademiker
und studentische Vertretungen,
denen die Rolle als gesellschafts-
kritisches Korrektiv zukommen
müsste, zum scharfen Einpeit-
scher unhinterfragbarer angebli-
cher Wahrheiten machen. Ge-
rade hingen viele noch postmo-
derner Relativierung an, und
plötzlich gehen sie mit staatli-
chen Befunden und Maßnahmen
konform. Hat der Postmodernis-
mus am Ende zum Verlust eigen-
ständiger Meinungsbildung und
intellektueller Kapazität geführt?
Sind es Ängste der Mittelschichts-
töchter und -söhne, angesichts
der kybernetischen Transforma-
tion sowie des geopolitischen
Aufstiegs asiatischer Staaten den
Anschluss zu verlieren? Gegen-
über Entwicklungen, die system-
immanent nicht mehr zu bewälti-
gen sind, bietet ein autoritär auf-
tretendes Corona-Management
Anschlussmöglichkeiten für vor-
mals kritische Geister. Wer diesen
hegemonialen Konsens infrage
stellt, wird zum Feind erklärt.
Andrea Komlosy (* 1957) ist a. o. Univ.-
Prof. am Institut für Sozial- und Wirt-
schaftsgeschichte der Universität Wien.
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PIZZICATO

Z wie zynisch
W ie ein Brandzeichen hinterließ Zorro als Rächer der Entrechte-

ten das Z als Logo. Die Gegner sollten erzittern und erschau-
dern vor dem Mann mit der schwarzen Maske und dem Degen.

Dass die russische Soldateska auf Geheiß des im Orwell’schen
Sinne „Ministeriums für Wahrheit und Frieden“ in Moskau ein Z –
nicht in Schwarz, sondern in unschuldigem Weiß – auf Panzer,
Häuserfronten und T-Shirts malt, passt ins Konzept der Chefzyniker
Putin und Lawrow. Z steht für den Slogan „Für den Sieg“. Sprich: Z
wie zynisch. Es steht auch für „Z – Anatomie eines politischen Mor-
des“, den Polit-Thriller von Costa-Gavras. Und für Zelenskyi in der
englischen Schreibweise. Das V für „Die Kraft liegt in der Wahrheit“
fügt sich wiederum in die verquere Welt der KGB-Clique im Kreml.

Ein russischer Turner büßte jüngst für seine Z-Symbolaktion.
Und Brutalo-Judoka Putin ist seinen schwarzen Gürtel los. Die
Klitschkos, Vitali und Wladimir alias „Dr. Eisenfaust“ und
„Dr. Steelhammer“, würden am liebsten im Ring gegen „Vlad“ an-
treten, wie der britische Boulevard Putin in Anlehnung an Dracula
tituliert. Mit bloßen Fäusten, mano a mano in der Diktion Zorros.
Die Klitschko-Brüder lassen sich nicht so leicht aufs Kreuz legen.
Sie würden „Vlad“ den Zynismus schnell austreiben. Ein K. o. wäre
mindestens OK für ihn, um es zynisch zu formulieren. (vier)

Reaktionen an: thomas.vieregge@diepresse.com
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Nur beim Aussackeln der
Autofahrer konsequent
„Kogler: Die WKO auf der
,Schleimspur‘“, 9. 3.
Als begeisterten Autofahrer (und
somit Staatsfeind) nervt es mich
schon lang, mit welcher Konse-
quenz (um nicht zu sagen Brutali-
tät) Maßnahmen zum (finanziel-
len) Nachteil der Autofahrer
durchgedrückt werden. Als da
wären: Kurzparkzonen in Wien,
ständige Erhöhung von NoVA und
motorbezogener Versicherungs-
steuer, und als jüngstes Beispiel
die CO2-Steuer, durch die die
schon vor dem Ukrainekrieg hor-
renden Spritpreise weiter steigen
werden und deren Verschiebung
der Vizekanzler mit derart patzig-
präpotenten Worten abgelehnt
hat, dass sogar Ex-Präsident
Fischer sich dazu geäußert hat.

Damit zu einem ganz anderen
Thema: Strafen für Nichteinhal-
tung der Impfpflicht waren ab
15. März fix, kommen jetzt aber
doch nicht, stattdessen gibt es wie-
der einmal eine Kommission, die
irgendetwas beurteilt, nach drei
Monaten evaluieren wir, und dann
vielleicht, oder auch nicht . . .
Schau ma halt. Wenn es um die
Volksgesundheit nach zwei Jahren
Pandemie geht, braucht man ja
nicht so konsequent zu sein wie
beim Aussackeln der Autofahrer.
Man muss halt Prioritäten setzen.
Mag. Alfred Gradl, 2500 Baden

Schwächt für den Herbst
„Regierung setzt Impfpflicht vo-
rübergehend aus“, von Hellin
Jankowski, DiePresse.com, 9. 3.
Eine kleine, aber lautstarke
Minderheit von Impfgegnern setzt
sich jetzt auch politisch gegen eine
solidarische Mehrheit durch,
sodass der Grundwert „Gemein-
wohl geht vor Eigennutz“ nichts
mehr gilt. Das schwächt die
Grundimmunisierung für die In-
fektionswellen im Herbst.
Dr. Günther Witzany, 5111 Bürmoos

Neues Blatt in Kirchen-
geschichte der Ukraine
„Kyrill wird diesen Kampf verlie-
ren“, v. Anne-Catherine Simon, 8. 3.
„Man möge die Zivilbevölkerung
schonen.“ Mit dieser lahmen Re-
aktion auf den brutalen Überfall
auf die Ukraine stellte sich Patri-
arch Kyrill, das Oberhaupt der rus-
sisch-orthodoxen Kirche, auf die
Seite des von ihm oft gepriesenen
„Verteidigers des Vaterlandes“.
Offenbar glaubte er an eine rasche
Durchführung der „Spezialopera-
tion“, die kirchliche Verhältnisse
nicht berührt. Umso wütender
reagierte er auf die ganz anders
lautende Reaktion des ihm unter-
stehenden Metropoliten von Kiew,
Onufrij: Es gebe für die Invasion
„keine Entschuldigung, weder vor
Gott noch vor den Menschen“, er
verglich diese mit der Sünde
Kains, der seinen Bruder, Abel,
Die nukleare Bedrohung
ist leider zurück
Ukraine-Krieg. Die Welt hat noch einmal Glück gehabt, aber die Gefahr
eines Strahlenlecks ist seit dem Ausbruch des Krieges in der Ukraine real.
VON MOHAMED ELBARADEI

D ie jüngsten Kampfhand-
lungen zwischen russi-
schen Truppen und Streit-

kräften der ukrainischen Zivilver-
teidigung auf dem Gelände des
ukrainischen Kernkraftwerks Sapo-
rischschja haben gezeigt, wie nah
die Welt vor einem schrecklichen
Albtraum steht: einem massiven
Strahlenleck. Saporischschja – Eu-
ropas größtes Kernkraftwerk – hat
sechs Kernreaktoren, von denen
jeder einzelne von den Bränden,
die während der russischen Bom-
bardierung der Anlage und der
Kämpfe auf dem Gelände ausbra-
chen, hätte beschädigt werden
können. (. . .)

Die Welt hat noch einmal
Glück gehabt. Doch sind noch ein
weiteres halbes Dutzend Kernre-
aktoren über die Ukraine verstreut,
was bedeutet, dass das Worst-
Case-Szenario noch eintreten
kann. Von den vielen Möglichkei-
ten, wie sich der Konflikt in der
Ukraine auf Europa und darüber
hinaus ausweiten könnte, wäre ein
radioaktiver Fallout eine der
schlimmsten und allgegenwärtigs-
ten. Noch schlimmer wäre ein
Atomschlag. Neben den schreckli-
chen Verlusten an Menschenleben
und der Vertreibung von Millio-
nen von Menschen ist das verstö-
rendste Merkmal des Ukraine-
Kriegs bisher die Wiedereinfüh-
rung von Kernwaffen als eine zen-
trale Komponente der Geopolitik.

Seit den 1970ern nicht erlebt
Putins Schritt ist etwas, was wir
nicht mehr erlebt haben, seit die
Welt in den 1960er-Jahren wäh-
rend der Kubakrise und dann er-
neut während des arabisch-israeli-
schen Krieges von 1973 am Rande
eines nuklearen Holocaust stand.
Damals schien den führenden
Atommächten bewusst geworden
zu sein, dass die Verbreitung von
Kernwaffen das Risiko einer nu-
klearen Apokalypse erhöhte. Zwi-
schen 1965 und 1968 handelten sie
den Atomwaffensperrvertrag aus,
der dann 1970 in Kraft trat.
Bedenkt man, dass sich der
Kalte Krieg nach der sowjetischen
Unterdrückung des Prager Früh-
lings in der Tschechoslowakei auf
seinem Höhepunkt befand, spie-
gelte der Sperrvertrag einen bemer-
kenswerten Konsens wider. Der
Vertrag hat derzeit 191 Unterzeich-
nerstaaten, darunter die fünf stän-
digen Mitglieder des UN-Sicher-
heitsrates. (. . .) Auf den Sperrver-
trag folgte dann eine Reihe von
Rüstungskontrollmaßnahmen. Am
wichtigsten waren dabei die bilate-
ralen Vereinbarungen, die die sow-
jetischen und US-amerikanischen
Kernwaffenbestände deutlich ver-
ringerten. Das erste (und bisher
einzige) Land, das sein Kernwaf-
fenprogramm und seine Kernwaf-
fen freiwillig aufgab, war Anfang
der 1990er-Jahre Südafrika. (. . .)

Doch natürlich gab es beach-
tenswerte Ausnahmen von diesem
positiven Trend. Im Mai 1998 führ-
te Indien mehrere unterirdische
Kernwaffentests durch, was Pakis-
tan veranlasste, dasselbe zu
tun. Und Nordkorea hat die
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